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Executive Summary 

 

• Verfassungsrechtlich ist im Rahmen der Erbschaftbesteuerung eine 

Bewertung aller Vermögensarten mit dem gemeinen Wert, d. h. mit dem 

unter objektivierten Bedingungen erzielbaren Verkaufspreis geboten. 

• Bei mittelständischen Familienunternehmen sind die Gesellschafter in aller 

Regel durch Verfügungsbeschränkungen an der Veräußerung ihrer Anteile 

an Familienfremde gehindert. Zudem können Gewinne aufgrund 

betriebswirtschaftlicher und / oder rechtlicher Erfordernisse in der Regel 

nicht vollständig entnommen werden.    

• Verfügungsbeschränkungen, Abfindungsklauseln und 

Thesaurierungszwänge müssen bei der erbschaftsteuerlichen Bewertung 

mit dem gemeinen Wert berücksichtigt werden. Eine Bewertung mit einem 

fiktiven, im Einzelfall gar nicht erzielbaren Veräußerungspreis entspricht 

nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben des BVerfG. Deshalb ist § 9 

Abs. 3 BewG, der eine Nichtberücksichtigung von 

Verfügungsbeschränkungen im bisherigen Erbschaftsteuerrecht festlegt, zu 

streichen. Der Gesetzgeber ist aufgerufen, die Beachtung von 

Thesaurierungszwängen sowie Verfügungsbeschränkungen und 

Abfindungsklauseln bei der erbschaftsteuerlichen Bewertung gesetzlich zu 

verankern. 

• Einem möglichen Gestaltungsmissbrauch von Verfügungsbeschränkungen 

und Thesaurierungszwängen ist in Anlehnung an die Verschonungsregeln 

für unternehmerisches Vermögen dadurch zu begegnen, dass innerhalb 

bestimmter Fristen eine Neubewertung von Vermögensübertragungen 

erfolgt, wenn die Verfügungsbeschränkung oder der Thesaurierungszwang 

nach dem Vermögensübergang wegfällt.  
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A. Vorbemerkungen  

  

In seiner Entscheidung vom 7. November 2006, die am 31. Januar 2007 

veröffentlicht wurde,1 hat das Bundesverfassungsgericht das geltende 

Erbschaftsteuerrecht als verfassungswidrig verworfen und den Gesetzgeber 

verpflichtet, bis zum 31.12.2008 eine Neuregelung zu treffen. Die 

Bundesregierung hat am 20. November 2007 einen Gesetzesentwurf zur 

Neuregelung der Erbschaftsteuer (ErbStRG) vorgelegt, der vorsieht, dass die 

kritische Frage der Bewertung von Vermögen weitgehend in einer 

Rechtsverordnung geklärt werden soll. Hierzu ist bisher kein Entwurf 

veröffentlicht.  

Nach dem ErbStRG soll eine bisher geltende Vorschrift, § 9 Abs. 3 BewG, die 

eine Nichtberücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen bei der Bewertung 

von Anteilen an Unternehmen verlangt, fortbestehen. 

Verfügungsbeschränkungen finden sich vor allem bei Familienunternehmen, bei 

denen eine Veräußerung von Anteilen auf dem freien Markt im Regelfall 

rechtlich ausgeschlossen ist, um den Familiencharakter zu wahren. Dieser 

Umstand kann für deutsche Familienunternehmen als geradezu typische 

Eigenschaft angesehen werden. Die Nichtberücksichtigung solcher 

Beschränkungen bei der erbschaftsteuerlichen Bewertung stellt für die 

betroffenen Steuerpflichtigen einen großen Nachteil dar. Das hier vorgelegte 

Gutachten beschäftigt sich mit der Frage, ob eine Fortgeltung des § 9 Abs. 3 

BewG unter Berücksichtigung der verfassungsrechtlichen Vorgaben an eine 

Neuordnung der Erbschaftsteuer zulässig ist. Zudem wird erörtert, wie 

Thesaurierungszwänge im Rahmen der künftigen erbschaftsteuerlichen 

Bewertung zu berücksichtigen sind. 

                                                 
1 BVerfG v. 7.11.2006 – 1 BvL 10/02, NJW 2007,  573 ff (= DStR 2007, 235 ff).  
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B. Verfassungsrechtlicher Rahmen der erbschaftsteuerlichen Bewertung 

 

I. Garantie des Erbrechts 

Das Erbrecht ist sowohl als Rechtsinstitut als auch als 

Individualgrundrecht verfassungsrechtlich garantiert (Art. 14 Abs. 1 

Satz 1 GG).  Durch das Erbrecht erlangt das Privateigentum 

Beständigkeit in der Generationenfolge. Die Gewährleistung des 

Erbrechts schließt eine Besteuerung von unentgeltlichen 

Vermögensübertragungen nicht aus (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG). 

Ausgestaltung und Bemessungsgrundlage der Erbschaftsteuer 

müssen aber den grundlegenden Gehalt der Erbrechtsgarantie 

wahren.  

Zur Erbrechtsgarantie gehört zum einen das Prinzip des 

Verwandtenerbrechts, welches bei der Steuerbelastung berücksichtigt 

werden muss.2 Verfassungsrechtlich geboten ist zudem, dass die 

Erben nicht übermäßig belastet werden und die den Nachfolgern 

zugewiesenen Vermögenswerte nicht grundlegend beeinträchtigt 

werden. Die Erbschaftsteuer darf den Sinn und die Funktion des 

Erbrechts nicht zunichte oder wertlos machen; das Erbrecht muss im 

Kern erhalten bleiben.3 Der Gleichheitsgrundsatz gebietet schließlich, 

Gleiches grundsätzlich gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln. 

Die einmal getroffene Belastungsentscheidung ist folgerichtig 

umzusetzen und die Steuerpflichtigen sind gleichmäßig zu belasten, 

soweit nicht Differenzierungen verfassungsrechtlich zulässig sind.4 

   

II. Entscheidung von 1995 

In zwei Urteilen vom 22. Juni 1995 hat das 

Bundesverfassungsgericht entschieden, dass die Bestimmungen des 

Vermögensteuer- und Erbschaftsteuerrechts, die Grundvermögen mit 

                                                 
2 Vgl. BVerfG v. 22.06.1995, BStBl II 1995, 671,673; Wilms, ErbStG, Art. 14 GG Rn. 105. 
3 Vgl. BVerfG v. 22.06.2995, BStBl II 1995, 655, 660. 
4 Vgl. BVerfG v. 22.06.1995, BStBl II 1995, 671, 673. 
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Einheitswerten bewerteten und damit steuerlich erheblich gegenüber 

anderen Vermögenswerten begünstigten, mit dem Gleichheitssatz 

unvereinbar waren. Die Entscheidungen führten zur Aufhebung der 

Vermögensteuer und der Neubewertung des Grundvermögens für 

erbschaftsteuerliche Zwecke mit den sog. Bedarfswerten. In dem 

Urteil zur Erbschaftsteuer hat das  Bundesverfassungsgericht 

ausgeführt, dass namentlich mittelständische Unternehmen durch die 

Erbschaftsteuer gefährdet werden können. Derartige Betriebe seien in 

besonderer Weise gemeinwohlgebunden und 

gemeinwohlverpflichtet. Sie unterlägen als Garant von Produktivität 

und Arbeitsplätzen und durch die langfristigen Investitionen einer 

gesteigerten rechtlichen Bindung. Dies habe zur Folge, dass die 

durch die Erbschaftsteuer erfasste finanzielle Leistungsfähigkeit des 

Erben nicht seinem durch den Erbfall erworbenen 

Vermögenszuwachs voll entspräche. Die Verfügbarkeit über den 

Betrieb und einzelne dem Betrieb zugehörige Wirtschaftsgüter sei 

beschränkter als bei betrieblich ungebundenem Vermögen.5  

Bei der Neuregelung der Erbschaftsteuer zum 1.1.1996 wurden diese 

Aussagen des Gerichts vom Gesetzgeber durch einen besonderen 

Freibetrag und Bewertungsabschlag für Betriebsvermögen und 

Kapitalgesellschaftsbeteiligungen (ab 25 v. H.) sowie durch die 

Anwendung von Steuerklasse I auf Unternehmensübergänge 

umgesetzt (§§ 13a, 19a ErbStG). Diese Begünstigung des 

unternehmerischen Vermögens hat zur erneuten Vorlage der 

erbschaftsteuerlichen Bewertung durch den Bundesfinanzhof im 

Jahre 2002 geführt.6 

 

III.  Entscheidung von 2006 

 In der Entscheidung vom 7.11.2006 hat das 

Bundesverfassungsgericht die verfassungsrechtlichen Anforderungen 

an die erbschaftsteuerliche Bewertung weiter präzisiert. Das Gericht 

                                                 
5 Vgl. BVerfG v. 22.06.1995 – 2 BvR 552/91, DStR 1995, S. 1350. 
6 Vgl. BFH v. 22.05.2002 II R 61/99, DStR 2002, 1438 ff. 
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hat zwei Schritte einer verfassungskonformen Bewertung 

unterschieden. In einem ersten Schritt seien alle Vermögensgruppen 

mit realitätsnahen Verkehrswerten zu bewerten. Eine dem 

Gleichheitsgebot genügende Erbschaft- und Schenkungbesteuerung 

sei nur dann gegeben, wenn sich das Gesetz auf der 

Bewertungsebene am gemeinen Wert im Sinne des § 9 Abs. 2 BewG 

orientiere. Denn die durch den Vermögenszuwachs beim Erwerber 

entstandene finanzielle Leistungsfähigkeit bestehe darin, dass er 

aufgrund des Vermögenstransfers über Geld oder Wirtschaftsgüter 

mit einem Geldwert verfügt. Letzterer könne durch den Verkauf des 

Wirtschaftsguts realisiert werden. Die durch den Erwerb eines nicht 

in Geld bestehenden Wirtschaftsgutes vermittelte finanzielle 

Leistungsfähigkeit sei durch den bei einer Veräußerung unter 

objektivierten Bedingungen erzielbaren Preis, den gemeinen Wert, 

bemessen.7 Der gemeine Wert von Betriebsvermögen könne nach 

verschiedenen Methoden ermittelt werden. Besonders erwähnt wird 

vom Bundesverfassungsgericht die Ertragswertmethode unter 

Berücksichtigung des Substanzwertes für nicht betriebsnotwendiges 

Vermögen.8 Aber auch das Discounted Cash Flow – Verfahren wird 

als mögliches Bewertungsverfahren genannt.9 

 Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts kann der 

Gesetzgeber in einem sich an die Bewertung anschließenden zweiten 

Schritt bei der Bestimmung der steuerlichen Bemessungsgrundlage 

Lenkungszwecke, etwa in Form von steuerlichen 

Verschonungsnormen, zielgenau und normenklar ausgestalten. Eine 

Verschonung muss durch Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt 

sein. Die zweite Stufe der Ermittlung der Bemessungsgrundlage ist 

nach Auffassung des Gerichts streng von der ersten zu trennen. 

Deshalb sah sich der Senat nicht veranlasst, zu möglichen 

Verschonungsregeln explizit Stellung zu nehmen.10  

   

                                                 
7  Vgl. BVerfG v. 7.11.2006 – 1 BvL 10/02, Rz. 104. 
8  Vgl. BVerfG v. 7.11.2006 – 1 BvL 10/02, Rz. 115. 
9  Vgl. BVerfG v. 7.11.2006 – 1 BvL 10/02, Rz.116. 
10  Vgl. BVerfG v. 7.11.2006 – 1 BvL 10/02, Rz. 106. 
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IV. Gesetzesmaterialien 

Der Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Reform 

des Bewertungsgesetzes vom Juli 2007 schlägt vor, bei der 

Vermögensbewertung für erbschaftsteuerliche Zwecke soweit als 

möglich auf außersteuerlich anerkannte Verfahren zur Ermittlung des 

gemeinen Wertes zurückzugreifen. Grundsätzlich sei bei der 

Bewertung von Unternehmensanteilen vom Ertragswertverfahren 

auszugehen, welche durch den Substanzwert als Untergrenze für die 

Bewertung zu flankieren sei. Dem Erwerber solle die Möglichkeit 

eingeräumt werden, statt des Ertragswertverfahrens eine andere 

Bewertungsmethode zu wählen, wenn diese in seinem Fall geigneter 

sei. Für manche Unternehmen bzw. für Betriebe mancher Branchen 

sei das Ertragswertverfahren nicht das weithin übliche Verfahren, 

hier solle auf andere Verfahren, z. B. Multiplikatorenverfahren, 

zurückgegriffen werden.11 

Auch der Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 20.11.2007 

sieht eine Bewertung aller Vermögensgruppen mit dem gemeinen 

Wert vor. Die anzuwendenden Bewertungsmethoden sollen aber erst 

in einer Rechtsverordnung festgelegt werden. Der gemeine Wert ist 

vorrangig aus Verkäufen unter fremden Dritten, die weniger als ein 

Jahr zurückliegen, abzuleiten (§ 11 Abs. 2, § 109 Abs. 1 BewG n.F.). 

Liegen solche Verkäufe nicht vor, sind Anteile an 

Kapitalgesellschaften und Betriebsvermögen unter Berücksichtigung 

der Ertragsaussichten des Unternehmens zu bewerten. Alternativ 

kann eine andere anerkannte, auch im gewöhnlichen 

Geschäftsverkehr für nichtsteuerliche Zwecke übliche Methode 

angewendet werden; dabei ist die Methode anzuwenden, die ein 

Erwerber der Bemessung des Kaufpreises zugrunde legen würde  

(§ 11 Abs. 2, § 109 Abs. 1 BewG n.F.). Untergrenze der Bewertung 

ist stets der Substanzwert als Mindestwert, den ein Steuerpflichtiger 

am Markt erzielen könnte. Steht fest, dass die Gesellschaft nicht 

weiter betrieben werden soll, ist der Liquidationswert als besondere 

                                                 
11  Vgl. Politische Arbeitsgruppe „Reform des Bewertungsgesetzes: Umsetzung des Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts vom 7. November 2006“, Abschlussbericht, S. 6 f. 
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Ausprägung des Substanzwerts die Untergrenze. Die Definition des 

Substanzwerts entspricht inhaltlich den Grundsätzen der bisherigen 

§§ 98a und 103 BewG. Durch Rechtsverordnung kann auch ein 

vereinfachtes Ertragswertverfahren geregelt werden, dass von den 

Beteiligten anstelle der auch im gewöhnlichen Geschäftsverkehr für 

nichtsteuerliche Zwecke üblichen Methoden angewendet werden 

kann, wenn dieses im Einzelfall nicht zu unangemessenen 

Ergebnissen führt. Damit soll eine verlässliche und angemessene 

Bewertung ermöglicht werden. 

 

C. Rechtliche und ökonomische Einschränkung des Eigentums an 

Unternehmen 

 

Einschränkungen des Eigentums an Unternehmen können sich aus Gesetz und 

Vertrag ergeben. Wichtige Einschränkungen sind Beschränkungen bei der 

Veräußerung von Unternehmensanteilen und Thesaurierungserfordernisse. 

 

I. Gesellschaftsvertragliche Verfügungsbeschränkungen 

In den Gesellschaftsverträgen vieler Familienunternehmen finden 

sich Klauseln, welche einen Erhalt des Familiencharakters und einen 

Schutz vor der Zerstörung gewachsener Gesellschafterstrukturen 

sichern sollen. Anzutreffen sind Vorkaufsrechte zugunsten der 

Gesellschaft oder von Gesellschaftern oder die Pflicht, den 

Gesellschaftsanteil den Mitgesellschaftern anzudienen. Häufig 

erfordert die Abtretung von Gesellschaftsanteilen auch die 

Zustimmung der Mitgesellschafter, zumeist durch 

Gesellschafterbeschluss, gelegentlich daneben oder stattdessen die 

Zustimmung einzelner oder aller Gesellschafter oder Dritter 

(Vorkaufs- oder Vorerwerbsberechtigter) oder der Gesellschaft 

(Geschäftsführung, Aufsichtrat oder Beirat).12  

                                                 
12 Vgl. Roth/Altmeppen, GmbHG, 3. Aufl. 2005, § 15 Rz. 109. 
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Häufig sehen Gesellschaftsverträge auch vor, dass die Anteile 

ausscheidender Gesellschafter von der Gesellschaft eingezogen 

werden. Der Abfindungsanspruch des ausscheidenden 

Gesellschafters ist dann vielfach auf den Buchwert, d. h. die Höhe 

des Kapitalkontos auf der Grundlage der Handels- oder Steuerbilanz 

beschränkt. Solche Buchwertklauseln sind grundsätzlich rechtlich 

zulässig.13 

    

II. Gesetzliche Verfügungsbeschränkungen 

Von diesen gesellschaftsvertraglichen Verfügungsbeschränkungen zu 

unterscheiden sind spezielle gesetzliche 

Veräußerungsbeschränkungen, z. B. das Zustimmungserfordernis von 

Ehegatten (§ 1365 Abs. 1 BGB), von gesetzlichen Vertretern bei 

Minderjährigen und beschränkt Geschäftsfähigen sowie von 

Nacherben; die Mitwirkung von Testamentsvollstreckern, 

vormundschaftliche Genehmigungen und sonstige zu behebende 

Veräußerungs- und Übertragungshindernisse. Auch aus 

kartellrechtlichen Gründen kann die Veräußerung von 

Unternehmensanteilen an gewisse Erwerber rechtlich nicht möglich 

sein. 

 

III.  Thesaurierungserfordernisse 

 Grundsätzlich haben die Anteilseigner eines Unternehmens die 

Möglichkeit, den Bilanzgewinn zu entnehmen bzw. auszuschütten.14 

Häufig ergibt sich jedoch eine Thesaurierungsnotwendigkeit aus 

betriebswirtschaftlichen Gründen.  

 Die Thesaurierung von Gewinnen und damit die Bildung von 

weiterem Eigenkapital ist häufig eine Voraussetzung für die 

Sicherung des Unternehmens und die Durchführung von weiteren 

Investitionen. Ohne (weiteres) Eigenkapital ist ein Unternehmen 

                                                 
13  Vgl. Staudinger-Habermeier, BGB, § 738 Rz. 32 f.; Lorz in: Ebenroth/Boujong/Joost/Stohn, HGB,  
§ 131 Rz. 116 f.  
14  Vgl. z.B. § 29 GmbHG. 
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nicht kreditwürdig und kann sein Wachstum nicht finanzieren. 

Gewinne können deshalb regelmäßig aufgrund 

betriebswirtschaftlicher Zwänge nicht vollständig von den 

Anteilseignern entnommen werden.  

 Thesaurierungsnotwendigkeiten können sich auch durch Gesetz oder 

Gesellschaftsvertrag ergeben. Vielfach sehen Gesellschaftsverträge 

zwingend die Thesaurierung eines Teils des Gewinns vor. Die 

Gesellschafterversammlung kann auch die Einstellung von Gewinnen 

in die Rücklagen oder den Vortrag von Gewinnen beschließen (z. B. 

§ 29 Abs. 1, 2 GmbHG). Dabei kann ein einzelner 

Minderheitsgesellschafter auch überstimmt werden. 

 

D. Behandlung besonderer Umstände im geltenden Recht 

 

I. § 9 Abs. 3 BewG 

Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3 sind ungewöhnliche oder persönliche 

Verhältnisse bei der Bewertung mit dem gemeinen Wert nicht zu 

berücksichtigen. Als persönliche Verhältnisse sind nach § 9 Abs. 3 

auch Verfügungsbeschränkungen anzusehen, die in der Person des 

Steuerpflichtigen oder eines Rechtvorgängers begründet sind. Dies 

gilt insbesondere für Verfügungsbeschränkungen, die auf letzwilligen 

Anordnungen beruhen (§ 9 Abs. 3 Satz 2 BewG).  

Nach § 9 Abs. 3 BewG ist es unerheblich, ob sich eine 

Verfügungsbeschränkung für ein Wirtschaftsgut mindernd auf dessen 

Wert auswirkt. Dies gilt sowohl für vertragliche als auch für 

gesetzliche Verfügungsbeschränkungen. Absolute und relative 

Verfügungsbeschränkungen bleiben außer Betracht. Absolute 

Verfügungsbeschränkungen sind solche, die gegenüber jedermann 

wirken. So kann z. B. der Erbe über einen der Verwaltung des 

Testamentsvollstreckers unterliegenden Nachlassgegenstand nicht 

verfügen (§ 2211 Abs. 1 BGB). Bei relativen Verfügungs-

beschränkungen ist der Erbe nur gegenüber einer Person oder 
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mehreren Personen gehindert, wirksam zu verfügen. Derartige 

Verfügungsbeschränkungen können sich aus einer Vorerbschaft  

(§ 2113 BGB) oder einer Nachlassverwaltung (§ 2205 BGB) ergeben 

oder auf vertraglichen Bindungen beruhen.15  

Die Nichtberücksichtigung von vertraglichen 

Verfügungsbeschränkungen wird damit begründet, dass die 

Gesellschafter diese in eigenem und gegenseitigem Interesse 

eingegangen sind, und sie diese vereinbarten Beschränkungen 

jederzeit wieder beseitigen können. Vertragliche 

Verfügungsbeschränkungen dienten dem Schutz der Gesellschaft 

gegen das Eindringen Dritter und damit mittelbar auch den Interessen 

der Gesellschafter. Sie seien deshalb gerade nicht geeignet, den Wert 

der Anteilsrechte der Gesellschafter zu beeinträchtigen.16 

In der Literatur wird mit Hinweis auf eine Entscheidung des 

Reichsfinanzhofes die Auffassung vertreten, dass eine Anwendung 

des § 9 Abs. 3 Satz 1 BewG entfällt, wenn bezüglich gleicher 

Wirtschaftsgüter die Beschränkung für alle Verfügungsberechtigten 

besteht.17 Dies ist bei Gesellschaftsanteilen regelmäßig der Fall. Die 

Rechtsprechung des BFH, die bei Verfügungsbeschränkungen über 

Gesellschaftsanteile regelmäßig § 9 Abs. 3 BewG anwendet,18 folgt 

dieser Meinung nicht. 

 

II. R 100 ErbStR 

Der gemeine Wert nichtnotierter Anteile an Kapitalgesellschaften ist 

für Zwecke der Erbschaftsteuer nach noch geltendem Recht 

regelmäßig unter Berücksichtigung des Vermögenswertes und des 

Ertragshundertsatzes zu bewerten (sog. Stuttgarter Verfahren, R 96 

Abs. 1 Satz 1 ErbStR). Als gemeiner Wert ist der Betrag anzusetzen, 

den ein Käufer für den Erwerb der Anteile zahlen würde (R 100 Abs. 

                                                 
15  Vgl. Rössler/Troll, BewG, § 9 Rz. 11; Gürsching/Stenger, BewG, § 9 Rz.103; Troll/Jülicher, ErbStG, § 

12 Rz.72. 
16  Vgl. BFH v. 17.06.1998 – II R 46/96, DStRE 1998, S. 884. 
17  Vgl. Gürsching/Stenger, BewG, § 9 Rz.103. 
18  Vgl. nur BFH v. 28.11.1980 – IIIR 86/78, BStBl. II 1981, 353; BFH v. 10.12.1971 III R 43/70, BStBl. 

II 1972, 313; BFH v. 11.07.1967 – III 21/64, BStBl. III, 1967, 666. 
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1 Satz 1 ErbStR). Dabei können besondere Umstände durch Zu- oder 

Abschläge zum Ertragshundertsatz berücksichtigt werden (R 100 

Abs. 3 Satz 1 ErbStR). Grundsätzlich müssen dennoch Umstände, die 

auf den persönlichen Verhältnissen der Gesellschafter beruhen, nach 

den Richtlinien bei der Bewertung außer Acht bleiben. 

Gesellschaftsvertragliche Verfügungsbeschränkungen rechtfertigen 

nach R 100 Abs . 4 Satz 3 ErbStR keinen Abschlag.  

Etwas anderes soll hingegen gelten, wenn außer 

Gründungsgesellschaftern auch andere Anteilseigner an der 

Gesellschaft beteiligt sind. Dann kommt nach R 100 Abs. 4 Satz 4 

ein Abschlag bei den Anteilen der später eingetretenen Gesellschafter 

in Betracht. Für die Bewertung der Anteile von 

Gründungsgesellschaftern soll ein Bewertungsabschlag möglich sein, 

wenn die Gesellschafter einzeln oder gemeinsam die für eine 

Änderung des Gesellschaftsvertrages erforderliche Mehrheit nicht 

haben.  

Ein Abschlag soll allerdings dann wiederum nicht gerechtfertigt sein, 

wenn Verkäufe zwar nicht an Außenstehende, jedoch an 

Gesellschafter und an die Gesellschaft mit Zustimmung der 

Gesellschafterversammlung zulässig sind (R 100 Abs. 4 Satz 7 

ErbStR).  

Die in den Richtlinien vorgenommenen Differenzierungen sind nicht 

überzeugend, denn alle Gesellschafter (auch 

Gründungsgesellschafter), die nicht an beliebige Dritte veräußern 

können, werden im Zweifel nicht den vollen Wert ihrer Anteile 

realisieren können. Nicht einsichtig ist auch, warum ein Abschlag nur 

bei der Vererbung oder Verschenkung von Anteilen an 

Kapitalgesellschaften in Betracht kommen soll, also 

rechtsformabhängig ist. Die Probleme stellen sich in gleicher Weise 

bei Personengesellschaften. R 100 Abs. 4 ErbStR kann nur so 

verstanden werden, dass die Finanzverwaltung zwar grundsätzlich 

einsieht, dass Verfügungsbeschränkungen wertmindernd sein 
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können, aber Gestaltungsspielräume fürchtet und deshalb nur in 

einigen Spezialfällen einen Abschlag gewähren will. 

 

III.  Verfügung der OFD Düsseldorf und Münster 

In einer Verfügung beschäftigen sich die OFD Düsseldorf und 

Münster mit der ertragsteuerlichen Bewertung von Anteilen.19 Die 

Aussagen lehnen sich an R 100 Abs. 4 ErbStR an: 

Die schwere Verkäuflichkeit der Anteile und die Zusammenfassung 

aller oder mehrerer Anteile in einer Hand begründen nach der 

Verfügung nicht ohne weiteres einen Zu- oder Abschlag. Dies gelte 

auch für Verfügungsbeschränkungen, die sich die Gesellschafter 

selbst auferlegen. Es käme jedoch ein Abschlag bis zu 5 v. H. in 

Betracht, wenn neu in die Gesellschaft eingetretene Gesellschafter 

oder aber auch die verbleibenden Gründungsgesellschafter nicht 

(mehr) in der Lage sind, die Verfügungsbeschränkungen zu 

beseitigen. Ein Abschlag sei nicht gerechtfertigt, wenn Verkäufe – 

mit Zustimmung der Gesellschaft – an andere Gesellschafter oder die 

Gesellschaft zulässig sind.  

 

IV. Zwischenergebnis 

Die Berücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen bei 

steuerlichen Bewertungen ist nicht einheitlich. Grundsätzlich werden 

solche Verfügungsbeschränkungen nicht in Betracht gezogen. 

Allerdings akzeptiert die Finanzverwaltung in Einzelfällen eine 

Berücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen, wenn sie keine 

Gestaltungsmöglichkeit annimmt. Mithin wird rein fiskalisch 

argumentiert; es fehlt an einer Steuersystematik. Die 

Finanzverwaltung akzeptiert aber, dass Verfügungsbeschränkungen 

grundsätzlich einen mindernden Einfluss auf den gemeinen Wert 

haben. 

                                                 
19 Vgl. http://www.gmbhr.de/heft/12_07/leitfaden_2005_Bewertung.pdf. Hierzu Schleithoff, Die 

Unternehmensbewertung im Steuerrecht, Dissertation Universität Münster, Köln 2006. 
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E. Gemeiner Wert und eingeschränkte Verfügungsrechte 

 

I. IDW S 1 

 Der IDW-Standard S 120 legt die Grundsätze dar, nach denen der 

Berufsstand der Wirtschaftsprüfer Unternehmen bewertet. Da 

außersteuerlich anerkannte Bewertungsverfahren bei der Ermittlung 

des gemeinen Wertes für erbschaftsteuerliche Zwecke berücksichtigt 

werden sollen, kommt dem Standard erhebliche Bedeutung zu. Dies 

gilt umso mehr, als der Standard sich auch mit einem objektivierten, 

von den individuellen Wertvorstellungen der Parteien unabhängigen 

Unternehmenswert befasst, den der Wirtschaftsprüfer ermittelt, wenn 

er als neutraler Gutachter tätig wird und der auch der Ermittlung des 

gemeinen Wertes zugrunde zu legen ist.21     

Ausgangspunkt des IDW-Standards ist eine Bewertung der 

Unternehmen aus Sicht der Anteilseigner. Der Wert eines 

Unternehmens bestimmt sich durch den Barwert der mit dem 

Eigentum an dem Unternehmen verbundenen Nettozuflüsse an die 

Unternehmenseigner. Zur Ermittlung dieses Barwertes wird ein 

Kapitalisierungszinssatz verwendet, der sich aus der Verzinsung 

einer Alternativanlage ableitet. Der Wert des Unternehmens wird 

demnach allein aus der Eigenschaft abgeleitet, finanzielle 

Überschüsse für die Unternehmenseigner zu ermitteln.22 

Die Bewertung von Unternehmen mit den Nettozuflüssen an die 

Anteilseigner hat zwei Konsequenzen: zum einen müssen neben den 

Steuern auf Unternehmensebene auch die von den Gesellschaftern zu 

zahlenden Ertragsteuern auf die Nettozuflüsse bei der 

Unternehmensbewertung berücksichtigt werden.23 Zum anderen 

                                                 
20  IDW S 1, WPg 2005, 1303. Zum Entwurf eines neuen IDW-Standards zur Unternehmensbewertung 

vgl. IDW Fachnachrichten Nr. 10/2007, S. 508 ff. Die Neuerungen sind für das hier erörterte Thema 
nicht von Belang. Der Entwurf wird deshalb im Folgenden nicht zusätzlich zitiert. 

21  Vgl. Gürsching/Stenger, BewG, § 9 Rz. 2. 
22  IDW S 1, Rz. 4. 
23  IDW S 1, Rz. 37 ff. 
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muss der Unternehmensbewertung eine Annahme über das 

Ausschüttungsverhalten zugrunde liegen.24 

Grundsätzlich ist von der Vollausschüttung der finanziellen 

Überschüsse auszugehen. Dabei sind jedoch das 

Unternehmenskonzept und rechtliche Restriktionen (z. B. 

Bilanzgewinn, handelsrechtlicher Jahresüberschuss) zu 

berücksichtigen.25 Aus dem Unternehmenskonzept können sich 

Ausschüttungsrestriktionen ergeben, wenn ein künftiger 

Finanzbedarf besteht.26 Darüber hinaus kann es im Einzelfall aus 

Sicht der Unternehmenseigner sachgerecht sein, weitere Überschüsse 

zu thesaurieren. Voraussetzung für eine Berücksichtigung solcher 

Thesaurierungen ist jedoch das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte.27  

Bei der Ermittlung der Nettozuflüsse der Anteilseigner wird 

zwischen zwei Phasen unterschieden: für einen kurzen Zeitraum 

(Detailplanungszeitraum von drei bis fünf Jahren) werden die 

Nettozuflüsse auf der Grundlage von Planungsrechnungen genau 

ermittelt. Für die fernere zweite Phase werden in der Regel die Werte 

des Detailplanungszeitraums auf der Grundlage von 

Trendentwicklungen weitergeschrieben.28  

Der Unternehmenswert ergibt sich dann durch Diskontierung der 

künftigen finanziellen Überschüsse. Grundsätzlich ist dabei von der 

unbeschränkten Lebensdauer des Unternehmens auszugehen. Es kann 

aber auch sachgerecht sein, eine begrenzte Lebensdauer anzunehmen. 

In Abhängigkeit von der angenommenen Lebensdauer bestimmt sich 

der Unternehmenswert nach einer der folgenden Formeln: 

(1) Bei unbegrenzter Lebensdauer entspricht der Unternehmenswert 

dem Barwert der künftigen finanziellen Überschüsse aus dem 

betriebsnotwendigen Vermögen zuzüglich des Barwertes der 

künftigen finanziellen Überschüsse aus dem nicht 

betriebsnotwendigen Vermögen. 

                                                 
24  IDW S 1, Rz. 45 ff. 
25  IDW S 1 Rz. 45. 
26  IDW S 1 Rz.28. 
27  IDW S 1 Rz. 46. 
28  IDW S 1 Rz. 85 f. 
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(2) Bei begrenzter Lebensdauer des zu bewertenden Unternehmens 

ist der Unternehmenswert zu berechnen als Summe aus dem 

Barwert der künftigen finanziellen Überschüsse aus dem 

betriebsnotwendigen und dem nicht betriebsnotwendigen 

Vermögen (bis zur Aufgabe des Unternehmens) und dem Barwert 

des Liquidationserlöses.29 

Zur Berücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen im Rahmen 

einer Unternehmensbewertung nimmt der IDW S 1 keine Stellung. 

 

II. Steuerliches Schrifttum 

Das Verbot der Berücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen in 

§ 9 Abs. 3 BewG wird in der Kommentarliteratur kritisiert. So 

bezeichnet Knittel § 9 Abs. 3 BewG als „nicht unproblematische 

Gesetzesaussage“.30 Kreuziger stellt  fest, dass die Vorschrift „in 

einem gewissen Widerspruch zur Definition des gemeinen Werts“31 

in § 9 Abs. 2 BewG stehe, nach der alle Umstände, die den Preis 

beeinflussen, zu berücksichtigen seien. Er führt aus: 

„Selbstverständlich beeinflussen Verfügungsbeschränkungen den 

Preis, unabhängig davon, durch wen diese Beschränkungen 

begründet worden sind.“32 

Rössler/Troll fordern im Hinblick auf Kapitalgesellschaftsanteile 

danach zu differenzieren, ob die Anteile dem Gesellschafter, in 

dessen Besitz sie sich finden, einen Einfluss auf die 

Geschäftsführung gewähren oder nicht. Ein Gesellschafter, der 

diesen Einfluss habe, besitze nämlich auch die Möglichkeit, solche 

Verfügungsbeschränkungen und Bindungen jederzeit wieder 

aufzuheben. Nur in einem solchen Fall sollte dann die 

Berücksichtigung der Verfügungsbeschränkung durch § 9 Abs. 3 

BewG ausgeschlossen sein.33 

                                                 
29 Vgl. IDW S 1 Rz. 93-95. 
30 Vgl. Gürsching/Stenger, BewG, § 9 Rz. 103. 
31 Kreutziger/Lindber/Schaffner, BewG, § 9 Rz.18. 
32 Kreutziger/Lindber/Schaffner, BewG, § 9 Rz.18. 
33  Rössler/Troll, BewG, § 11 Rz. 78. 
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Troll/Gebel/Jülicher führen schließlich aus: „Die Unbeachtlichkeit 

von Verfügungsbeschränkungen erweist sich als äußerst 

problematisch, wenn der Erwerber keine Möglichkeit hat, die 

Verfügungsbeschränkungen zu beseitigen. Für seinen Erwerb wird 

ein Wert zugrunde gelegt, den er bei Weiterveräußerung nicht 

erzielen kann.“34  

   

III.  Stellungnahme 

Seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 7.11.2006 ist 

allgemein anerkannt, dass Unternehmen und andere Vermögenswerte 

für Zwecke der Erbschaftsteuer mit dem gemeinen Wert zu bewerten 

sind. Die anstehende Reform des Erbschaftsteuergesetzes und des 

Bewertungsgesetzes dienen dem Zweck, den gemeinen Wert als 

zentralen Maßstab für die erbschaftsteuerliche Bewertung 

festzulegen. 

Der gemeine Wert ist nach der Begriffsbestimmung in § 9 Abs. 2 

Satz 1 BewG der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr für ein 

Wirtschaftsgut nach seiner Beschaffenheit unter Berücksichtigung 

aller den Preis beeinflussenden Umstände erzielbare Verkaufspreis, 

wobei ungewöhnliche und persönliche Umstände nicht zu 

berücksichtigen sind. Bei der Ermittlung des gemeinen Wertes ist 

von einem am freien Markt erzielbaren Veräußerungspreis 

auszugehen. Maßgebend ist der Preis, der sich im gewöhnlichen 

Geschäftsverkehr, also aus Angebot und Nachfrage auf einem Markt 

ergibt, auf dem jeder Vertragspartner freiwillig und in Wahrung 

seiner eigenen Interessen handelt. Neben der Beschaffenheit sind alle 

Umstände zu berücksichtigen, die den Preis beeinflussen. Zu 

ermitteln ist ein objektivierter Unternehmenswert, der ungewöhnliche 

Verhältnisse (z. B. den Erwerb im Zwangsversteigerungsverfahren) 

                                                 
34  Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 12 Rz. 73. 
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und subjektive Werteinschätzungen von Marktparteien außer Acht 

lässt.35  

Bei dem gemeinen Wert handelt es sich um einen auf einem Markt 

zu erzielenden Verkaufspreis. Entscheidend ist also die Bewertung 

durch Verkäufer und Käufer, mithin durch den bisherigen und den 

potentiellen Anteilseigner. In Übereinstimmung mit dem IDW S 1 

Standard ist also von einer Anteilseignerperspektive auszugehen. 

Nach dem IDW S 1 bedeutet dies vor allem, dass nicht nur die 

Steuern auf der Unternehmensebene, sondern auch auf 

Gesellschafterebene in die Bewertung einzubeziehen sind.  

Ausgangspunkt für die Ermittlung des gemeinen Wertes müssen die 

Nettoüberschüsse sein, welche die Anteilseigner aus dem 

Unternehmen erwarten können. Dabei sind 

Thesaurierungsverpflichtungen rechtlicher und 

betriebswirtschaftlicher Art zu berücksichtigen, wie es auch der IDW 

S 1 vorsieht. 

In einem zweiten Schritt ist zu überlegen, welcher Veräußerungspreis 

bei einem Verkauf der Unternehmensbeteiligung, d. h. der 

Nettoüberschüsse, erzielt werden kann. Dies hängt neben den 

Nettoüberschüssen des Unternehmens vom relevanten Markt für die 

Unternehmensanteile ab. Folgende Fallkonstellationen sind zu 

unterscheiden:  

(1) Die Unternehmensbeteiligung kann an einem organisierten 

(Börse) oder nicht organisierten Kapitalmarkt an jeden 

interessierten Dritten veräußert werden. Dann entspricht der 

gemeine Wert dem diskontierten Wert der zu erwartenden 

künftigen Nettoüberschüsse. 

(2) Die Unternehmensbeteiligung kann aufgrund rechtlicher 

Schranken nur an einen eingeschränkten Kreis von Erwerbern 

veräußert werden. Dann ist der relevante Markt nicht mehr der 

allgemeine Markt, sondern der eingeschränkte Kreis potentieller 

                                                 
35 Vgl. Kreutziger/Lindberg/Schaffner, BewG, § 9 Rz. 11-15; Gürsching/Stenger, BewG, § 9 Rz. 42;    

Rössler/Troll, BewG, § 9 Rz. 3. 
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Erwerber. Da auf solchen engen Märkten Verkäufer und Käufer 

die Verfügungsbeschränkung kennen, wird ein Verkäufer 

regelmäßig einen Abschlag akzeptieren müssen und der 

Erwerber einen Abschlag durchsetzen. 

Bei den Verfügungsbeschränkungen muss differenziert werden, ob 

sie zu einer Begrenzung des relevanten Marktes führen oder nicht.  

(1) Bei Verfügungsbeschränkungen, die in erster Linie den Schutz 

bestimmter Personen bezwecken, z. B. von Minderjährigen, ist zu 

erwarten, dass ein Vormundschaftsgericht die Zustimmung zu 

einer Veräußerung am allgemeinen Markt zum Verkehrswert 

geben würde. Ein Bewertungsabschlag ist in diesen Fällen nicht 

gerechtfertigt. Ähnlich gelagert können Fälle sein, in denen ein 

Ehegatte oder ein Nacherbe die Zustimmung erteilen muss, es sei 

denn, es gibt konkrete Anhaltspunkte, dass eine Zustimmung 

nicht zu erlangen ist oder dass eine Zustimmung nur bei einer 

Veräußerung an eine bestimmte Person erteilt wird. 

(2) Ist eine Veräußerung nur an Mitgesellschafter möglich, oder 

müssen andere Anteilseigner bzw. die Gesellschaft einer 

Veräußerung zustimmen, so ist der auf diesem eingeschränkten 

Markt erzielbare Preis der Bewertung zugrunde zu legen. Etwas 

anderes kann nur gelten, wenn z. B. die Gesellschafter oder die 

Gesellschaft der Veräußerung von Anteilen an fremde Dritte 

regelmäßig zugestimmt hat, oder andere konkrete Anhaltspunkte 

bestehen, dass eine Veräußerung am allgemeinen Markt möglich 

ist. Die Höhe des Bewertungsabschlages gegenüber dem am 

allgemeinen Markt erzielbaren Preis ist nach den Umständen des 

Einzelfalls zu beurteilen. Dabei sind vertragliche 

Buchwertklauseln und ähnliches zu berücksichtigen. 

Eine Nichtberücksichtigung der Wertminderung durch den 

eingeschränkten Markt, auf dem veräußert werden kann, würde zu 

einer Bewertung oberhalb des tatsächlich möglichen Verkaufspreises 

und damit oberhalb des gemeinen Wertes führen. Dies widerspricht 

der verfassungsrechtlichen Forderung nach Bewertung aller 
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Vermögenswerte mit dem bei „einer Veräußerung unter 

objektivierten Bedingungen erzielbaren Preis“36. 

Die Erbschaftsteuer belastet die „Bereicherung des Erwerbers“ (§ 10 

Abs.1 Satz 1 ErbStG). Eine Bereicherung liegt aber nur in Höhe des 

potentiellen Verkaufserlöses einer Unternehmensbeteiligung vor. Der 

Erwerber ist nur insoweit bereichert als er unter Berücksichtigung 

von Verfügungsbeschränkungen und Abfindungsklauseln einen 

Vermögenszuwachs hat. Würden diese Einschränkungen bei der 

Erbschaftsteuer nicht berücksichtigt, würden 

Unternehmensnachfolger gleichheitswidrig (Art. 3 Abs.1 GG) zu 

einer über die Bereicherung hinausgehenden Erbschaftsteuer 

herangezogen.  

Für eine Berücksichtigung eines eingeschränkten 

Veräußerungsmarktes und damit von Verfügungsbeschränkungen 

spricht auch, dass bei anderen Vermögenswerten wertmindernde 

Beschränkungen ebenfalls in die Bewertung  einfließen. So 

beeinflussen Nutzungsbeschränkungen den gemeinen Wert von 

Grundstücken.37 

Bei Unternehmensanteilen fließt nach geltendem Recht in die 

Bewertung ein, dass Minderheitsanteile keinen Einfluss auf die 

Geschäftsführung gewähren (R 101 ErbStR). Solche Anteile haben 

für potentielle Erwerber einen geringeren Wert, weil weder die 

Unternehmenspolitik noch die Ausschüttungspolitik mitbestimmt 

werden kann. Minderheitenanteile und Verfügungsbeschränkungen 

sind nicht dasselbe, doch liegen beide Fallkonstellationen nahe 

beieinander. Bei großen Familienunternehmen sind häufig alle 

Gesellschafter nur mit sehr kleinen Anteilen beteiligt; keiner hat eine 

Mehrheit. Um einen Aufkauf durch Dritte zu verhindern, finden sich 

in solchen Unternehmen aber vielfach Beschränkungen hinsichtlich 

eines Verkaufs von Anteilen an Außenstehende. Ebenso wie der 

mangelnde Einfluss auf die Geschäftsleitung muss auch eine 

Verfügungsbeschränkung berücksichtigt werden. Denn durch die 

                                                 
36  BVerfG v. 7.11.2006 – 1 BvL 10/02, Rz. 104. 
37  Vgl. Rössler/Troll, BewG, § 72 Rz. 66. 
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eingeschränkte Veräußerbarkeit der Beteiligung sinkt ihr Wert 

ebenfalls.  

Es ist auch nicht so, dass Verfügungsbeschränkungen nur in die 

Bewertung durch den Verkäufer und nicht auch in die Bewertung 

durch den Käufer einfließen. Der Käufer wird vielfach 

berücksichtigen, dass er bei einem späteren Verkauf evtl. auch 

wieder einer Verfügungsbeschränkung unterliegt. Gerade wenn der 

Käufer ein Mitgesellschafter ist, wird er häufig bei einer späteren 

Veräußerung denselben Beschränkungen wie der erste Verkäufer 

unterliegen und ebenfalls nur einen geringeren Preis erzielen können. 

Für Veräußerungsgewinnsteuern ist empirisch nachgewiesen, dass 

der künftige Steuerbetrag Vermögenspreise reduziert, weil Erwerber 

die künftige Steuerbelastung diskontieren.38 Ebenso wie eine capital 

gains tax wird der Erwerber bereits zum Kaufzeitpunkt eine künftige 

Verfügungsbeschränkung für die neu erworbenen Anteile 

diskontieren. Dies gilt nur dann nicht, wenn er – anders als der erste 

Verkäufer – der Verfügungsbeschränkung nicht unterliegt, weil er 

beispielsweise ein Familienfremder ist, der Anteile an einem 

Familienunternehmen mit Zustimmung der übrigen Gesellschafter 

erwirbt. 

Durch die Anpassung der erbschaftsteuerlichen Bewertung an die 

Verkehrswerte wird die Berücksichtigung von 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungserfordernissen 

wichtiger als dies im bisherigen Recht der Fall ist.  Bisher werden 

Personenunternehmen mit Steuerbilanzwerten bewertet. 

Betriebsvermögen und wesentliche Beteiligungen an 

Kapitalgesellschaften werden zudem durch einen 

Bewertungsabschlages von 35 v. H. (§ 13a ErbStG) begünstigt. 

Beides trägt dazu bei, dass die erbschaftsteuerlichen Werte 

regelmäßig unter den Verkehrswerten liegen. Dadurch wird im 

bisherigen Recht schon eine gewisse Vorsorge dagegen getroffen, 

dass Unternehmensanteile nicht zu dem fiktiven Wert auf einem 

allgemeinen Markt veräußert werden können. Die 
                                                 
38 Vgl. Watrin/Benhof, DB 2007, S. 233, 237 f. m.w.N.  
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erbschaftsteuerlichen Bewertungsbegünstigungen bauen einen 

gewissen Puffer ein, der Wertminderungen aufgrund von 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungszwängen im 

Einzelfall abfedern kann. 

Im geltenden Recht werden Verfügungsbeschränkungen und 

Thesaurierungszwänge in einem gewissen Umfang berücksichtigt, 

wenn Unternehmensanteile zu einem Wert bewertet werden, der 

näher am gemeinen Wert ist. Dies gilt beim Stuttgarter Verfahren, 

welches auch die Ertragaussichten der Kapitalgesellschaft in die 

Bewertung einbezieht, und bei der ertragsteuerlichen Bewertung 

nach den Grundsätzen der OFD Düsseldorf und Münster. Mithin 

erkennt auch die Finanzverwaltung die Notwendigkeit an, 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungszwänge zu 

berücksichtigen, sobald eine marktnähere Bewertung für 

Steuerzwecke vorgenommen wird. 

Durch die Anpassung der erbschaftsteuerlichen Bewertung an den 

gemeinen Wert wird die Erbschaftsteuerbelastung zunächst einmal 

erhöht. Verbesserte Freibeträge und Verschonungsregeln können dies 

im Einzelfall abfangen; es wird aber in Zukunft viele Fälle geben, in 

denen dies nicht der Fall ist. So wirken sich Freibeträge auf höhere 

Erwerbe wenig aus; Verschonungsregeln können häufig aus 

vielfältigen Gründen nicht in Anspruch genommen werden. 

Vermögen, welches der Erbschaftsteuer unterliegt, ist versteuertes 

Vermögen, d. h. das Einkommen aus dem Vermögen gebildet wurde, 

unterlag ebenfalls der Besteuerung. Die Doppelerfassung von 

Einkommen, welches zur Vermögensbildung verwendet wird, mit 

Einkommensteuer und Erbschaftsteuer wird noch verschärft, wenn 

die erbschaftsteuerliche Bewertung an Werte anknüpft, die bei einer 

Veräußerung nicht erzielt werden können.39 Volkswirtschaftlich ist 

die Bildung von Kapital für Wirtschaftswachstum und Wohlstand 

unabdingbar. Die Doppelbelastung mit Einkommen- und 

Erbschaftsteuer ist deshalb gesamtwirtschaftlich kritisch. Sie sollte 

                                                 
39 Vgl. Huber/Reimer, DStR 2007, S. 2042-2048; Crezelius, BB 2007, Beilage BB-Special, S. 1-20. 
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nicht noch dadurch verschärft werden, dass die Erbschaftsteuer an 

Werte anknüpft, die realistisch bei einer Veräußerung nicht erzielt 

werden können. Eine Nichtberücksichtigung von 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungszwängen bei der 

erbschaftsteuerlichen Bewertung führt zu negativen Anreizen im 

Hinblick auf die gesamtwirtschaftlich wünschenswerte 

Kapitalbildung in mittelständischen Unternehmen. Solange 

Einkommen- und Erbschaftsteuer nebeneinander bestehen, sollte die 

erbschaftsteuerliche Bewertung nicht auf der Grundlage 

unrealistischer Veräußerungspreise erfolgen, d. h. Verfügungs-

beschränkungen und Thesaurierungszwänge berücksichtigen.  

Wegen der volkswirtschaftlichen Bedeutung von mittelständischen 

Familienunternehmen für den Arbeitsmarkt soll die Reform der 

Erbschaftsteuer die Fortführung solcher Unternehmen im bisherigen 

Gesellschafterkreis über den Generationenwechsel hinweg 

ermöglichen. Sehen sich Erben aber mit einer Erbschaftsteuer 

konfrontiert, die auf Bewertungen basiert, die deutlich höher sind als 

der nach den Abfindungsklauseln erzielbare Veräußerungserlös, wird 

dies Diskussionen im Gesellschafterkreis über den 

Gesellschaftsvertrag hervorrufen. Dadurch wird das Vertrauen in den 

Fortbestand von Gesellschaftsverträgen erschüttert und ein 

Zusammenwirken der Gesellschafter zum Wohle des Unternehmens 

gefährdet. Die Nichtberücksichtigung von 

Verfügungsbeschränkungen und Abfindungsklauseln wirkt so dem 

gesetzgeberischen Ziel einer Ermöglichung der Fortführung von 

Familienunternehmen über den Generationswechsel hinaus entgegen. 

Gegen die hier vorgetragene Analyse kann nicht eingewendet 

werden, dass eine Berücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen 

Steuergestaltungsspielräume eröffnet. In einem ersten Schritt muss 

mit dem Bundesverfassungsgericht eine Bewertung von 

Unternehmensanteilen zum gemeinen Wert, d. h. zum erzielbaren 

Veräußerungspreis, erfolgen. Erst in einem zweiten Schritt kann 

überlegt werden, wie mit dem Risiko von Gestaltungsmissbräuchen 

umzugehen ist. 
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F. Rechtfertigung eines Eingriffs in die verfassungsrechtlich gebotene 

Bewertung 

  

I. Gestaltungsmissbrauch als Rechtfertigung der Nichtberücksichtigung 

von eingeschränkten Eigentumsrechten 

Die Nichtberücksichtigung von eingeschränkten Verfügungsrechten 

im geltenden Steuerrecht hängt damit zusammen, dass 

Rechtsprechung, Finanzverwaltung und Gesetzgeber steuerliche 

Gestaltungsmöglichkeiten einschränken wollen. Dies kommt zum 

Beispiel zum Ausdruck, wenn der BFH formuliert: 

„Würde man eine Abwertung der GmbH-Anteile aus den von den 

Gesellschaftern seinerzeit im Gesellschaftsvertrag selbst vereinbarten 

Beschränkungen zulassen, dann hätten es die Beteiligten in der Hand, 

… den steuerlichen Wert ihrer Anteile zu beeinflussen, ohne 

gehindert zu sein, zu anderer Zeit die Beschränkung nach ihrem 

Belieben fallen zu lassen. Es ist bei den engen verwandtschaftlichen 

Beziehungen einer echten Familiengesellschaft nicht einmal 

auszuschließen, dass von vornherein derartige Abreden getroffen 

oder vorgesehen sind.“40 

Da das verfassungsrechtliche Gebot besteht, bei der Erbschaftsteuer 

alle Vermögenswerte zum gemeinen Wert zu bewerten, bedarf die 

Nichtberücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen und 

Thesaurierungsnotwendigkeiten einer speziellen 

verfassungsrechtlichen Rechtfertigung. Diese könnte darin liegen, 

dass das Steuerrecht als Massenverwaltung gewisse Typisierungen 

erforderlich macht.  

                                                 
40 BFH v. 11.07.1967 – III 21/64, BStBl III 1967, 668. 
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II. Typisierung im Steuerrecht 

1. Grundsatz 

Bei der Ordnung von Massenerscheinungen ist es dem 

Gesetzgeber gestattet zu typisieren und dabei in einem 

gewissen Rahmen die Besonderheiten des einzelnen 

Anwendungsfalles zu vernachlässigen. Deshalb könnte eine 

Vernachlässigung gewisser Besonderheiten von vorwiegend 

mittelständischen Unternehmen bei der erbschaftsteuerlichen 

Bewertung gerechtfertigt sein. 

Bei der Typisierung müssen gewisse Härten und 

Ungerechtigkeiten hingenommen werden. Der Gesetzgeber darf 

bei der Fassung des Steuertatbestandes verallgemeinern und 

vergröbern. Bei der Regelung von Massenerscheinungen darf 

der Gesetzgeber aufgrund der ihm vorliegenden Erfahrungen 

von einem idealen Gesamtbild ausgehen, mit dem er alle 

relevanten Sachverhalte – ungeachtet damit verbundener Härten 

im Einzelfall – berücksichtigt.  

Allerdings ist die Typisierungsbefugnis des Gesetzgebers 

begrenzt. Typisierungen sind im Steuerrecht zulässig, wenn die 

durch sie verursachten Ungleichheiten in der Höhe oder in der 

Anzahl der Fälle als geringfügig zu erachten sind. Eine 

steuerliche Typisierung wird hingenommen, wenn sie nur 

geringfügig ist oder nur in besonderen Fällen zu einer 

sachlichen Ungleichbehandlung führt. Handelt es sich dagegen 

nicht lediglich um seltene Randfälle, sondern werden ganze 

Gruppen von Steuerpflichtigen empfindlich ungleich belastet, 

dann ist der Gleichheitssatz verletzt.41 Die Vorteile der 

Typisierung müssen dabei im rechten Verhältnis zu den mit ihr 

notwendig verbundenen Ungleichheiten stehen. Die 

Praktikabilität und der maßvoll zu haltende 

                                                 
41 Vgl. BVerfG v. 24.1.1962 – 1 BvR 845/58, NJW 1962, S. 436; BVerfG v. 6.12.1983 – 2 BvR 1275/79, 
NJW 1984, S. 788; Palm, DStR 2002, S. 156; Wendt, NVwZ 1988, S. 784; Arndt, NVwZ 1988, S. 790.  
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Verwaltungsaufwand müssen eine Orientierung am Regelfall 

und eine Vernachlässigung der Besonderheiten des Einzelfalles 

rechtfertigen.42   

 

2. Anwendung auf die Erbschaftsteuer 

1. Kein Masseverfahren 

Anders als die Einkommensteuer ist die Erbschaftsteuer 

kein Bereich der Massenverwaltung. Die meisten Erbfälle 

und Schenkungen werden nämlich steuerlich gar nicht 

erfasst. So wurden von 841.686 Todesfällen im Jahr 2002 

nur 56.784 der Besteuerung unterzogen. Mehr als 90 v. H. 

der Nachlässe werden von der Erbschaftsteuer 

ausgenommen.43 Unentgeltliche Erwerbe mit einem 

steuerpflichtigen Erwerb über € 5 Mio. machen 2002 nur 

0,44 v. H. aller Fälle aus, trugen aber 18,5 v. H. zum 

Steueraufkommen bei. Nur in zehn Prozent der Fälle 

betrug der steuerpflichtige Erwerb € 200.000 oder mehr. 

Aus diesem Zehntel der Fälle wurde aber knapp 75 v. H. 

des Steueraufkommens finanziert.44 

Bei der geplanten Neuregelung der Erbschaftsteuer 

werden die persönlichen Freibeträge deutlich angehoben. 

Ein durchschnittliches Einfamilienhaus soll auch künftig 

erbschaftsteuerfrei bleiben.45 Damit wird sichergestellt, 

dass auch künftig eine relativ geringe Zahl von 

unentgeltlichen Vermögensübertragungen das 

Steueraufkommen schultern muss. 

Anders als bei der Einkommensteuer können bei der 

Erbschaftsteuer Typisierungen also nicht mit den 

Notwendigkeiten von Masseverfahren begründet werden.  

                                                 
42 Vgl. Selmer, DÖV 1972, S. 554. 
43 Vgl. BDI/vbw/Deloitte, Erbschaftsteuerreform, S. 9. 
44  Vgl. Scheffler/Wigger, BB 2006, S. 2443. 
45 Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts (ErbStRG), 

Begründung, Allgemeiner Teil, S. 1. 
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2. Geringfügige Ungleichbehandlung oder Randfälle 

Typisierungen sind nur zulässig, soweit die 

Ungleichbehandlungen nicht wesentlich ins Gewicht 

fallen und nur Ausnahmefälle betreffen. 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungszwänge 

können im Einzelfall den Wert einer 

Unternehmensbeteiligung erheblich schmälern. Werden 

sie bei der erbschaftsteuerlichen Bewertung nicht 

angemessen berücksichtigt, kann es zu einer 

Steuerbelastung kommen, die weit über der vergleichbarer 

Vermögenserwerbe liegt. Eine Steuerbelastung, die höher 

ist als der realisierbare Veräußerungspreis, kann nicht 

ausgeschlossen werden. 

Bei Verfügungsbeschränkungen und 

Thesaurierungszwängen handelt es sich nicht nur um 

vereinzelte Randfälle. Wie die jahrzehntelange, 

umfangreiche Rechtsprechung zu Buchwertklauseln zeigt, 

sind Verfügungsbeschränkungen und 

Thesaurierungszwänge in mittelständischen Unternehmen 

weit verbreitet, wenn nicht sogar die Regel.  

Im Ergebnis ist eine typisierte Betrachtung von 

Unternehmen, welche die Besonderheiten von 

Familienunternehmen unberücksichtigt lässt, somit 

verfassungsrechtlich nicht zulässig. 

 

3. Keine Verwaltungsersparnis 

Eine Nichtberücksichtigung von Verfügungs-

beschränkungen und Thesaurierungszwängen bei der 

erbschaftsteuerlichen Bewertung kann auch nicht mit 

einer Verwaltungsersparnis gerechtfertigt werden. Die 

Erbschaftsteuer ist seit jeher eine Steuer, die mit im 
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Verhältnis zum Steueraufkommen sehr hohem 

Verwaltungsaufwand verbunden ist. Dieser Aufwand wird 

künftig durch die schwieriger werdende Bestimmung der 

Bemessungsgrundlage noch steigen.  

Die geplanten Verschonungsregeln für unternehmerisches 

Vermögen lassen den Verwaltungsaufwand weiter 

zunehmen. Es wird künftig erforderlich sein, 

unentgeltliche Unternehmensübertragungen 15 Jahre zu 

überwachen. Im Rahmen dieser Überwachungsfristen und 

den Mitteilungspflichten, die den Steuerpflichtigen durch 

die Erbschaftsteuerreform auferlegt werden, würde es 

auch keinen zusätzlichen Verwaltungsaufwand erfordern, 

wenn man einen Bewertungsabschlag für 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungszwänge 

davon abhängig machen würde, dass die Einschränkung 

der Eigentumsrechte über einen Zeitraum von 15 Jahren 

erhalten bleibt.  

Selbst wenn man der Ansicht ist, dass die 

Nichtberücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen in 

§ 9 Abs. 3 BewG in der Vergangenheit zur Verhinderung 

von Gestaltungsmissbräuchen notwendig war, gilt dies 

sicher nicht mehr im Rahmen des künftigen Rechts. 

Durch die langen Überwachungsfristen im Zuge der 

Einführung der Verschonungsregeln ist es keine 

Schwierigkeit, die Fortgeltung von 

Verfügungsbeschränkungen und Thesaurierungszwängen 

zu kontrollieren und dadurch deren missbräuchliche 

Ausnutzung zu verhindern. Eine Fortgeltung des § 9  

Abs. 3 BewG ist unverhältnismäßig. 
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G.  Fazit 

In mittelständischen Familienunternehmen finden sich häufig Beschränkungen, 

welche die Gesellschafter an einem Verkauf an Dritte hindern. Weiterhin 

unterliegen solche Unternehmen häufig Thesaurierungszwängen. Diese beiden 

Phänomene müssen bei einer verfassungsrechtlich gebotenen Bewertung aller 

Vermögenswerte mit dem gemeinen Wert, d. h. dem erzielbaren 

Veräußerungspreis berücksichtigt werden. Unternehmensanteile dürfen also nur 

zu dem Wert bewertet werden, der auf dem relevanten Markt erzielbar ist; 

Thesaurierungszwänge sind dabei zu beachten. Eine Bewertung zu einem 

fiktiven, auf einem allgemeinen Markt nur theoretisch erreichbarem Wert ist 

verfassungsrechtlich unzulässig. § 9 Abs. 3 BewG ist in der geltenden Fassung 

verfassungswidrig. Er sollte deshalb im Rahmen der anstehenden 

Erbschaftsteuerreform gestrichen werden. Der Gesetzgeber sollte zudem explizit 

festschreiben, dass Thesaurierungszwänge in die Unternehmenswertermittlung 

einzubeziehen sind. Um Gestaltungsmissbräuche zu verhindern, könnte der 

Gesetzgeber in Anlehnung an die Verschonungsregeln für unternehmerisches 

Vermögen festlegen, dass eine nachträgliche Neubewertung von 

Unternehmensanteilen erfolgt, wenn Verfügungsbeschränkungen und 

Thesaurierungszwängen innerhalb bestimmter Fristen wegfallen. 

 

Münster, den 15. Januar 2008 

 

 

 

 

 


